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Text

BESCHEID

Der Vergabekontrollsenat des Landes Wien hat durch den Vorsitzenden *** (§ 6 Abs. 3 WVRG 2007 i.d.F. LGBl. 2009/18),

über den Antrag der ***gesellschaft m.b.H., ***, vertreten durch Doralt Seist Csoklich Rechtsanwalts-Partnerschaft in

Wien, auf Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens und Erlassung einer einstweiligen Verfügung betreBend die

Vergabe der Baumeisterarbeiten für den Neubau des Geriatriezentrums Liesing durch die Stadt Wien, Wiener

Krankenanstaltenverbund, Thomas Klestil-Platz 7/1, 1030 Wien, vertreten durch das Technische Zentrum Geriatrie

Baumgarten, Hütteldorfer Straße 188, 1140 Wien, dieses vertreten durch Dullinger Schneider, Rechtsanwälte GmbH in

Wien, wie folgt entschieden:Der Vergabekontrollsenat des Landes Wien hat durch den Vorsitzenden *** (Paragraph 6,

Absatz 3, WVRG 2007 in der Fassung LGBl. 2009/18), über den Antrag der ***gesellschaft m.b.H., ***, vertreten durch

Doralt Seist Csoklich Rechtsanwalts-Partnerschaft in Wien, auf Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens und Erlassung

einer einstweiligen Verfügung betreBend die Vergabe der Baumeisterarbeiten für den Neubau des Geriatriezentrums

Liesing durch die Stadt Wien, Wiener Krankenanstaltenverbund, Thomas Klestil-Platz 7/1, 1030 Wien, vertreten durch

das Technische Zentrum Geriatrie Baumgarten, Hütteldorfer Straße 188, 1140 Wien, dieses vertreten durch Dullinger

Schneider, Rechtsanwälte GmbH in Wien, wie folgt entschieden:

1. 1.Ziffer eins

Zur Prüfung der von der Antragstellerin behaupteten Rechtswidrigkeiten wird ein Nachprüfungsverfahren

eingeleitet.

2. 2.Ziffer 2

Folgende einstweilige Verfügung wird erlassen:

Der Antragsgegnerin Stadt Wien, Wiener Krankenanstaltenverbund, Thomas Klestil-Platz 7/1, 1030 Wien,

vertreten durch das Technische Zentrum Geriatrie Baumgarten, Hütteldorfer Straße 188, 1140 Wien, vertreten

durch Dullinger Schneider, Rechtsanwälte GmbH in Wien, wird im Verfahren zur Vergabe des Bauauftrages für

den Neubau des Geriatriezentrums Liesing, für die Dauer des Nachprüfungsverfahrens, längstens für die Dauer

von sechs Wochen, die Zuschlagserteilung untersagt.

Gemäß § 31 Abs. 7 WVRG 2007 ist diese Verfügung sofort vollstreckbar.Gemäß Paragraph 31, Absatz 7, WVRG 2007 ist

diese Verfügung sofort vollstreckbar.

Rechtsgrundlagen:

§§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1, 6 Abs. 3, 11 Abs. 2, 20 Abs. 1, 24 Abs. 1 Z 6, 25 Abs. 1, 28, 29 Abs. 2, 31 WVRG 2007 in Verbindung

mit §§ 2 Z 16 lit. a sublit. aa, 3 Abs. 1 Z 2, 4, 12 Abs. 1 Z 3, 345 BVergG 2006.Paragraphen eins, Absatz eins, 2, Absatz

eins, 6, Absatz 3, 11, Absatz 2, 20, Absatz eins, 24, Absatz eins, ZiBer 6, 25, Absatz eins, 28, 29, Absatz 2, 31, WVRG 2007

in Verbindung mit Paragraphen 2, ZiBer 16, Litera a, Sub-Litera, a, a,, 3 Absatz eins, ZiBer 2, 4, 12, Absatz eins, ZiBer 3,

345, BVergG 2006.

Begründung:

Die Stadt Wien – Wiener Krankenanstaltenverbund (im Folgenden Antragsgegnerin genannt) führt ein oBenes

Verfahren im Oberschwellenbereich zur Vergabe von Bauleistungen, nämlich der Baumeisterarbeiten im Zuge des

Neubaues des Geriatriezentrums Liesing. Die Ausschreibung wurde am 12.12.2008 im Amtsblatt der Europäischen

Union, Zl. 2008/S 242-322057, bekannt gemacht. Der Zuschlag soll auf das technisch und wirtschaftlich günstigste

Angebot erteilt werden, wobei als Zuschlagskriterium der Gesamtpreis mit maximal 92 Punkten, die Verlängerung der

Gewährleistungsfrist mit maximal 5 Punkten und ein Baumschutzkonzept mit maximal 3 Punkten vorgesehen sind.

Alternativangebote waren neben einem ausschreibungskonformen Hauptangebot zugelassen. Insgesamt haben sich

acht Bieter am Verfahren beteiligt, darunter die Antragstellerin, die ein Hauptangebot und zwei Alternativangebote
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(Alternativangebot I und Alternativangebot II) gelegt hat. Das Ende der Angebotsfrist war der 11.2.2009, 9.00 Uhr. Im

Zuge der im Anschluss an das Ende der Angebotsfrist vorgenommenen AngebotseröBnung wurde das

Alternativangebot II der Antragstellerin an erster Stelle, das Angebot der präsumtiven Zuschlagsempfängerin an

zweiter Stelle, das Alternativangebot I der Antragstellerin an dritter Stelle und das Hauptangebot der Antragstellerin

preislich an vierter Stelle liegend verlesen.Die Stadt Wien – Wiener Krankenanstaltenverbund (im Folgenden

Antragsgegnerin genannt) führt ein oBenes Verfahren im Oberschwellenbereich zur Vergabe von Bauleistungen,

nämlich der Baumeisterarbeiten im Zuge des Neubaues des Geriatriezentrums Liesing. Die Ausschreibung wurde am

12.12.2008 im Amtsblatt der Europäischen Union, Zl. 2008/S 242-322057, bekannt gemacht. Der Zuschlag soll auf das

technisch und wirtschaftlich günstigste Angebot erteilt werden, wobei als Zuschlagskriterium der Gesamtpreis mit

maximal 92 Punkten, die Verlängerung der Gewährleistungsfrist mit maximal 5 Punkten und ein Baumschutzkonzept

mit maximal 3 Punkten vorgesehen sind. Alternativangebote waren neben einem ausschreibungskonformen

Hauptangebot zugelassen. Insgesamt haben sich acht Bieter am Verfahren beteiligt, darunter die Antragstellerin, die

ein Hauptangebot und zwei Alternativangebote (Alternativangebot römisch eins und Alternativangebot römisch zwei)

gelegt hat. Das Ende der Angebotsfrist war der 11.2.2009, 9.00 Uhr. Im Zuge der im Anschluss an das Ende der

Angebotsfrist vorgenommenen AngebotseröBnung wurde das Alternativangebot römisch zwei der Antragstellerin an

erster Stelle, das Angebot der präsumtiven Zuschlagsempfängerin an zweiter Stelle, das Alternativangebot römisch

eins der Antragstellerin an dritter Stelle und das Hauptangebot der Antragstellerin preislich an vierter Stelle liegend

verlesen.

Die Alternativangebote der Antragstellerin wurden in der Folge rechtswirksam ausgeschieden, sodass das

Hauptangebot der Antragstellerin preislich an zweiter Stelle, hinter dem Angebot der präsumtiven

Zuschlagsempfängerin, zu reihen war. Die zunächst von der Antragsgegnerin ergangene Zuschlagsentscheidung vom

20.3.2009 zugunsten des preislich an erster Stelle gereihten Unternehmens wurde von der Antragstellerin

angefochten. Ihrem Antrag auf Nichtigerklärung hat der Senat mit Bescheid vom 28.5.2009 zu VKS – 3159/09

stattgegeben und die Zuschlagsentscheidung der Antragsgegnerin als nichtig aufgehoben.

Im fortgesetzten Vergabeverfahren hat die Antragsgegnerin mit Schreiben vom 31.7.2009, der Antragstellerin am

gleichen Tage zugegangen, mitgeteilt zu beabsichtigen, den Zuschlag dem nach Ausscheiden der Alternativangebote

der Antragstellerin preislich an erster Stelle gereihten Unternehmen erteilen zu wollen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der am 12.8.2009 und damit rechtzeitig (§ 24 Abs. 1 Z 6 WVRG 2007) eingelangte

Antrag auf Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens, Nichtigerklärung der Zuschlagsentscheidung, Erlassung einer

einstweiligen Verfügung, Durchführung einer mündlichen Verhandlung sowie auf Kostenersatz. Im Wesentlichen bringt

die Antragstellerin dazu vor, dass nach den Festlegungen in der Ausschreibung jeder Bieter zum Nachweis seiner

technischen Leistungsfähigkeit eine Liste, der in den letzten fünf Jahren erbrachten Bautätigkeiten vorzulegen hatte,

wobei als Mindestanforderung verlangt war, dass mindestens zwei Referenzen, jeweils ein Hochbauvorhaben mit einer

Mindestsumme für den Kostenbereich „Bauwerk Rohbau" gemäß ÖNORM B 1801-1 von Euro 7.000.000,-- (netto) und

vergleichbaren technischen Mindestanforderung betrafen. Nach dem Kenntnisstand der Antragstellerin – wobei sie auf

das Verfahren VKS – 3159/09 verweist – habe die präsumtive Zuschlagsempfängerin keinerlei Bauleistungen erbracht,

die auch nur annähernd mit jenen der gegenständlichen Ausschreibung vergleichbar gewesen wären. Darüber hinaus

habe die präsumtive Zuschlagsempfänger keine geeigneten Subunternehmer für die Erbringung der ausgeschriebenen

Leistungen namhaft gemacht, die zur Substituierung der technischen Leistungsfähigkeit noch notwendig gewesen

wären. Weiters macht die Antragstellerin geltend, dass es der präsumtiven Zuschlagsempfängerin bezüglich dreierlei

Leistungsgruppen an der hiefür erforderlichen Befugnis mangeln würde. Wenn auch die präsumtive

Zuschlagsempfängerin diesbezüglich Subunternehmererklärungen beigebracht hätte, mangle es den

Subunternehmern an der für die Substituierung erforderlichen Eignung bzw. sei diese nicht nachgewiesen worden. Aus

diesen Gründen wäre das Angebot der präsumtiven Zuschlagsempfängerin auszuscheiden gewesen, sodass die

Antragstellerin den Zuschlag erhalten müsste.Gegen diese Entscheidung richtet sich der am 12.8.2009 und damit

rechtzeitig (Paragraph 24, Absatz eins, ZiBer 6, WVRG 2007) eingelangte Antrag auf Einleitung eines

Nachprüfungsverfahrens, Nichtigerklärung der Zuschlagsentscheidung, Erlassung einer einstweiligen Verfügung,

Durchführung einer mündlichen Verhandlung sowie auf Kostenersatz. Im Wesentlichen bringt die Antragstellerin dazu

vor, dass nach den Festlegungen in der Ausschreibung jeder Bieter zum Nachweis seiner technischen

Leistungsfähigkeit eine Liste, der in den letzten fünf Jahren erbrachten Bautätigkeiten vorzulegen hatte, wobei als



Mindestanforderung verlangt war, dass mindestens zwei Referenzen, jeweils ein Hochbauvorhaben mit einer

Mindestsumme für den Kostenbereich „Bauwerk Rohbau" gemäß ÖNORM B 1801-1 von Euro 7.000.000,-- (netto) und

vergleichbaren technischen Mindestanforderung betrafen. Nach dem Kenntnisstand der Antragstellerin – wobei sie auf

das Verfahren VKS – 3159/09 verweist – habe die präsumtive Zuschlagsempfängerin keinerlei Bauleistungen erbracht,

die auch nur annähernd mit jenen der gegenständlichen Ausschreibung vergleichbar gewesen wären. Darüber hinaus

habe die präsumtive Zuschlagsempfänger keine geeigneten Subunternehmer für die Erbringung der ausgeschriebenen

Leistungen namhaft gemacht, die zur Substituierung der technischen Leistungsfähigkeit noch notwendig gewesen

wären. Weiters macht die Antragstellerin geltend, dass es der präsumtiven Zuschlagsempfängerin bezüglich dreierlei

Leistungsgruppen an der hiefür erforderlichen Befugnis mangeln würde. Wenn auch die präsumtive

Zuschlagsempfängerin diesbezüglich Subunternehmererklärungen beigebracht hätte, mangle es den

Subunternehmern an der für die Substituierung erforderlichen Eignung bzw. sei diese nicht nachgewiesen worden. Aus

diesen Gründen wäre das Angebot der präsumtiven Zuschlagsempfängerin auszuscheiden gewesen, sodass die

Antragstellerin den Zuschlag erhalten müsste.

Durch das Verhalten der Antragsgegnerin erachtet sich die Antragstellerin in ihrem Recht auf Durchführung eines

fairen, transparenten und dem lauteren Wettbewerb entsprechenden und somit vergaberechtskonformen

Vergabeverfahrens, in ihrem Recht auf Ausscheidung von auszuscheidenden Angeboten und ihrem Recht auf eine zu

ihren Gunsten zu treffende Zuschlagsentscheidung verletzt.

Sollte die Antragstellerin den Auftrag nicht erhalten, drohe ihr neben dem Entgang eines wichtigen Referenzprojektes

ein nicht unerheblicher Schaden durch Entgang des Deckungsbeitrages, eines unternehmerischen Gewinns sowie der

Verlust der frustrierten Kosten der Angebotslegung sowie der Kosten der Rechtsverfolgung zu entstehen.

Zur Sicherung ihrer Rechtsposition begehrt die Antragstellerin die Erlassung einer einstweiligen Verfügung, womit der

Antragsgegnerin für die Dauer des Nachprüfungsverfahrens die Erteilung des Zuschlags untersagt werden möge. In

der Begründung dazu stützt sie sich zunächst auf ihr Vorbringen zum Antrag auf Nichtigerklärung der

Zuschlagsentscheidung. Der Erlassung einer einstweiligen Verfügung stünden keine besonderen Interessen der

Antragsgegnerin oder der ÖBentlichkeit entgegen. Die Erlassung der einstweiligen Verfügung sei unbedingt notwendig,

weil die Antragstellerin nur so die Möglichkeit zur Erlangung des Auftrages habe.

Die Antragsgegnerin sei rechtzeitig von der beabsichtigten Einleitung des Nichtigerklärungsverfahrens verständigt

worden, die Pauschalgebühren für ein Verfahren im Oberschwellenbereich seien entrichtet worden.

Mit Schriftsatz vom 20.8.2009 hat die Antragsgegnerin auch zum Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung

Stellung genommen und erklärt „gegen die Erlassung der einstweiligen Verfügung kein Vorbringen zu erstatten".

Ausgehend vom Vorbringen der Antragstellerin sowie nach Einsicht in die von ihr vorgelegten Urkunden hat der

Vergabekontrollsenat zum Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung erwogen:

Die Antragsgegnerin ist öBentliche Auftraggeberin im Sinne des § 3 Abs. 1 Z. 1 BVergG 2006. Sie führt ein oBenes

Verfahren im Oberschwellenbereich zur Vergabe eines Bauauftrages (§ 4 BVergG 2006). Die Antragstellerin hat

fristgerecht ein Angebot abgegeben.Die Antragsgegnerin ist öBentliche Auftraggeberin im Sinne des Paragraph 3,

Absatz eins, ZiBer eins, BVergG 2006. Sie führt ein oBenes Verfahren im Oberschwellenbereich zur Vergabe eines

Bauauftrages (Paragraph 4, BVergG 2006). Die Antragstellerin hat fristgerecht ein Angebot abgegeben.

Die Zuschlagsentscheidung vom 31.7.2009 ist der Antragstellerin am gleichen Tage zugekommen. Der am 12.8.2009

eingelangte Nachprüfungsantrag ist daher rechtzeitig im Sinne des § 24 Abs. 1 Z 6 WVRG 2007.Die

Zuschlagsentscheidung vom 31.7.2009 ist der Antragstellerin am gleichen Tage zugekommen. Der am 12.8.2009

eingelangte Nachprüfungsantrag ist daher rechtzeitig im Sinne des Paragraph 24, Absatz eins, Ziffer 6, WVRG 2007.

Der Antrag auf Einleitung des Nichtigerklärungsverfahrens ist auch zulässig, da damit eine gesondert anfechtbare

Entscheidung im Sinne des § 2 Z 16 lit. a sublit. aa BVergG 2006 bekämpft wird. Die Verständigung der Antragsgegnerin

durch die Antragstellerin im Sinne des § 25 Abs. 1 WVRG 2007 ist erfolgt. Die Beibringung der Pauschalgebühren nach §

18 Abs. 2 WVRG 2007 ist nachgewiesen. Die Antragstellerin hat den ihr allenfalls drohenden Schaden bei

Nichterlangung des gegenständlichen Auftrages plausibel dargelegt (vgl. VwGH 23.5.2007, 2007/04/0010). Der Antrag

auf Einleitung eines Nichtigerklärungsverfahrens entspricht auch sonst den Bestimmungen der §§ 20 Abs. 1, 23 Abs. 1

WVRG 2007. Es war daher das von der Antragstellerin begehrte Nachprüfungsverfahren einzuleiten.Der Antrag auf
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Einleitung des Nichtigerklärungsverfahrens ist auch zulässig, da damit eine gesondert anfechtbare Entscheidung im

Sinne des Paragraph 2, ZiBer 16, Litera a, Sub-Litera, a, a, BVergG 2006 bekämpft wird. Die Verständigung der

Antragsgegnerin durch die Antragstellerin im Sinne des Paragraph 25, Absatz eins, WVRG 2007 ist erfolgt. Die

Beibringung der Pauschalgebühren nach Paragraph 18, Absatz 2, WVRG 2007 ist nachgewiesen. Die Antragstellerin hat

den ihr allenfalls drohenden Schaden bei Nichterlangung des gegenständlichen Auftrages plausibel dargelegt

vergleiche VwGH 23.5.2007, 2007/04/0010). Der Antrag auf Einleitung eines Nichtigerklärungsverfahrens entspricht

auch sonst den Bestimmungen der Paragraphen 20, Absatz eins, 23, Absatz eins, WVRG 2007. Es war daher das von der

Antragstellerin begehrte Nachprüfungsverfahren einzuleiten.

Für die Behandlung des gegenständlichen Antrages auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ist die Zuständigkeit

des Vergabekontrollsenates gemäß § 11 Abs. 2 WVRG 2007 gegeben, wobei der Vorsitzende gemäß § 6 Abs. 3 WVRG

2007 i.d.F. LGBl. 2009/18 allein zu entscheiden hatte. Der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung entspricht

auch grundsätzlich den Bestimmungen des § 29 Abs. 2 WVRG 2007.Für die Behandlung des gegenständlichen Antrages

auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ist die Zuständigkeit des Vergabekontrollsenates gemäß Paragraph 11,

Absatz 2, WVRG 2007 gegeben, wobei der Vorsitzende gemäß Paragraph 6, Absatz 3, WVRG 2007 in der Fassung LGBl.

2009/18 allein zu entscheiden hatte. Der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung entspricht auch

grundsätzlich den Bestimmungen des Paragraph 29, Absatz 2, WVRG 2007.

Gemäß § 28 WVRG 2007 hat der Vergabekontrollsenat sobald ein Nichtigerklärungsverfahren eingeleitet ist, auf Antrag

durch einstweilige Verfügung unverzüglich vorläuNge Maßnahmen anzuordnen, die nötig und geeignet erscheinen,

eine durch die behauptete Rechtswidrigkeit einer gesondert anfechtbaren Entscheidung entstandene oder unmittelbar

drohende Schädigung von Interessen des Antragstellers oder der Antragstellerin zu beseitigen oder zu verhindern. Die

von der Antragstellerin behaupteten Rechtswidrigkeiten sind bei ihrem Vorliegen durchaus geeignet, im Ergebnis die

Nichtigerklärung der angefochtenen Entscheidung herbeizuführen. Dazu bedarf es aber einer eingehenden Prüfung

der von der Antragsgegnerin vorzulegenden Vergabeakten sowie der Durchführung einer mündlichen

Verhandlung.Gemäß Paragraph 28, WVRG 2007 hat der Vergabekontrollsenat sobald ein Nichtigerklärungsverfahren

eingeleitet ist, auf Antrag durch einstweilige Verfügung unverzüglich vorläuNge Maßnahmen anzuordnen, die nötig und

geeignet erscheinen, eine durch die behauptete Rechtswidrigkeit einer gesondert anfechtbaren Entscheidung

entstandene oder unmittelbar drohende Schädigung von Interessen des Antragstellers oder der Antragstellerin zu

beseitigen oder zu verhindern. Die von der Antragstellerin behaupteten Rechtswidrigkeiten sind bei ihrem Vorliegen

durchaus geeignet, im Ergebnis die Nichtigerklärung der angefochtenen Entscheidung herbeizuführen. Dazu bedarf es

aber einer eingehenden Prüfung der von der Antragsgegnerin vorzulegenden Vergabeakten sowie der Durchführung

einer mündlichen Verhandlung.

Gemäß § 31 Abs. 4 WVRG 2007 hat der Vergabekontrollsenat vor Erlassung einer einstweiligen Verfügung die

voraussehbaren Folgen der zu treBenden Maßnahmen für alle möglicherweise geschädigten Interessen des

Antragstellers oder der Antragstellerin, der sonstigen Bewerber oder Bewerberinnen oder Bieter oder Bieterinnen und

des Auftraggebers oder der Auftraggeberin sowie ein allfälliges besonderes öBentliches Interesse an der Fortführung

des Vergabeverfahrens gegeneinander abzuwägen. Eine derartige Interessensabwägung konnte im Hinblick darauf,

dass die Antragsgegnerin in ihrer Stellungnahme vom 20.8.2009 weder zwingende öBentliche Interessen noch

besondere Interessen an der raschen Fortführung des Vergabeverfahrens geltend gemacht hat, entfallen. Nach

Ansicht des Vergabekontrollsenates wird es möglich sein, innerhalb der aus dem Spruch ersichtlichen Frist über den

Antrag auf Nichtigerklärung zu entscheiden.Gemäß Paragraph 31, Absatz 4, WVRG 2007 hat der Vergabekontrollsenat

vor Erlassung einer einstweiligen Verfügung die voraussehbaren Folgen der zu treBenden Maßnahmen für alle

möglicherweise geschädigten Interessen des Antragstellers oder der Antragstellerin, der sonstigen Bewerber oder

Bewerberinnen oder Bieter oder Bieterinnen und des Auftraggebers oder der Auftraggeberin sowie ein allfälliges

besonderes öBentliches Interesse an der Fortführung des Vergabeverfahrens gegeneinander abzuwägen. Eine

derartige Interessensabwägung konnte im Hinblick darauf, dass die Antragsgegnerin in ihrer Stellungnahme vom

20.8.2009 weder zwingende öBentliche Interessen noch besondere Interessen an der raschen Fortführung des

Vergabeverfahrens geltend gemacht hat, entfallen. Nach Ansicht des Vergabekontrollsenates wird es möglich sein,

innerhalb der aus dem Spruch ersichtlichen Frist über den Antrag auf Nichtigerklärung zu entscheiden.

Gemäß § 31 Abs. 5 WVRG 2007 ist im Rahmen einer einstweiligen Verfügung die jeweils gelindeste noch zum Ziel

führende vorläuNge Maßnahme anzuordnen. Nach Ansicht des Vergabekontrollsenates reicht in diesem

https://www.jusline.at/entscheidung/29163


Zusammenhang die verfügte Maßnahme für den im Spruch genannten Zeitraum vollkommen aus.Gemäß Paragraph

31, Absatz 5, WVRG 2007 ist im Rahmen einer einstweiligen Verfügung die jeweils gelindeste noch zum Ziel führende

vorläuNge Maßnahme anzuordnen. Nach Ansicht des Vergabekontrollsenates reicht in diesem Zusammenhang die

verfügte Maßnahme für den im Spruch genannten Zeitraum vollkommen aus.

Nach § 31 Abs. 6 WVRG 2007 ist in einer einstweiligen Verfügung die Zeit, für welche diese Verfügung getroBen wird, zu

bestimmen. Die einstweilige Verfügung tritt nach Ablauf dieser Zeit, spätestens jedoch mit der Entscheidung des

Vergabekontrollsenates über den Antrag auf Nichtigerklärung außer Kraft. Anders als in der Vorgängerbestimmung

des WVRG (2003) sieht das WVRG 2007 keine starren zeitlichen Grenzen mehr vor, sondern überlässt es dem Senat, die

jeweilige Dauer, abgestellt auf den Einzelfall, zu bestimmen.Nach Paragraph 31, Absatz 6, WVRG 2007 ist in einer

einstweiligen Verfügung die Zeit, für welche diese Verfügung getroBen wird, zu bestimmen. Die einstweilige Verfügung

tritt nach Ablauf dieser Zeit, spätestens jedoch mit der Entscheidung des Vergabekontrollsenates über den Antrag auf

Nichtigerklärung außer Kraft. Anders als in der Vorgängerbestimmung des WVRG (2003) sieht das WVRG 2007 keine

starren zeitlichen Grenzen mehr vor, sondern überlässt es dem Senat, die jeweilige Dauer, abgestellt auf den Einzelfall,

zu bestimmen.

Der Hinweis auf die sofortige Vollstreckbarkeit der einstweiligen Verfügung gründet sich auf § 31 Abs. 7 WVRG

2007.Der Hinweis auf die sofortige Vollstreckbarkeit der einstweiligen Verfügung gründet sich auf Paragraph 31, Absatz

7, WVRG 2007.

Über den Gebührenersatz bezüglich der beantragten einstweiligen Verfügung wird gemäß § 19 Abs. 2 WVRG 2007

gemeinsam mit der Entscheidung über den Nichtigerklärungsantrag zu beNnden sein.Über den Gebührenersatz

bezüglich der beantragten einstweiligen Verfügung wird gemäß Paragraph 19, Absatz 2, WVRG 2007 gemeinsam mit

der Entscheidung über den Nichtigerklärungsantrag zu befinden sein.

Aus diesen Gründen war daher die beantragte einstweilige Verfügung, wie aus dem Spruche ersichtlich, zu erlassen.

Schlagworte

Einstweilige Verfügung.
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09.02.2010
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